Von Notunterkünften zum modernen Ortsteil

„Notunterkunft“ – dieser schillernde Begriff bezeichnet einen wesentlichen Bestandteil der Siedlungsgeschichte des Kreisgebietes nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Bevölkerung des Kreises verdoppelte sich innerhalb von zwei Jahren, im Zweiten Weltkrieg erbaute Barackenanlagen für Tausende von Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen wurden für die „vorläufige" Aufnahme der von Osten her einströmenden Bevölkerung verwendet. In Dassendorf standen pro Person umgerechnet ca. vier qm Raum zur Verfügung. Diese Epoche der Kreisgeschichte dauerte bis Ende der sechziger Jahre, als zuletzt in Börnsen die Barackenanlage für die Heimstättensiedlung an der B-5 wich. Dassendorf bildete in dieser Hinsicht einen Sonderfall, da die Waldsiedlung nicht aus Baracken, sondern ehemaligen Wohnlauben der Hamburger bestand. Die neue Bevölkerung kam also nur zum Teil aus dem Osten. Eine Statistik aus dem Jahre 1949 wies 1.077 Menschen nach, die in der Waldsiedlung wohnten. Davon waren 698 evakuierte Hamburger, 369 Ostflüchtlinge und zehn Ausländer. In einem amtlichen Bericht aus den fünfziger Jahren wird lapidar festgehalten: „Die Siedlung ist weitgehend wild gewachsen und erfüllt in planerischer, architektonischer, baupolizeilicher und feuerpolizeilicher Hinsicht nicht die notwendigsten Anforderungen". Es fehlte jegliche infrastrukturelle Maßnahme: Straßenbau, Wasser und Abwasser, Strom und Versorgungseinrichtungen. Ein Zeitzeuge erinnert sich: „In einer Ecke des Dachbodens stand ein mit etwas Wasser gefüllter Nachteimer, der nur im Notfall zu benutzen war, denn niemand wollte ihn gern am nächsten Tag die steile Leiter hinuntertragen. So lagen wir oft stundenlang wach bis zum Morgengrauen, um das Trockenklo im Wald (oder einfach die freie Natur) für unseren Dringlichkeitsfall aufzusuchen. Morgens sammelten wir dann Buchenholz, um das Kaffeewasser auf dem Herd zu bereiten. War das Holz trocken genug, wurde der Herd schnell heiß, und wir konnten uns in sämtlichen Kochtöpfen warmes Waschwasser machen. Sonst wuschen wir uns kalt, aber immer draußen vor der Tür, wohin wir den dreifüßigen Ständer mit der Waschschlüssel trugen, da man sonst das überplanschte Wasser erst wieder auffeudeln musste. Das Wasser zum Trinken, Waschen und Reinmachen holte man in zwei Eimern an einer Gracht tragend, wie es der 'Hummel-Hummel' gemacht hatte". Diese Beschreibung aus den dreißiger Jahren gibt einen Einblick in den Alltag der Siedlung nach dem Krieg, als die Menschen versuchten, aus einer Notlage bewohnbare Verhältnisse zu schaffen. 

Ein Beispiel für die Verhältnisse in der Waldsiedlung nach dem Krieg gibt der Anschluss an eine Stromversorgung. Vor dem Krieg verfügte die Siedlung nicht über Strom. Geheizt wurde mit Holz, Kohle und Briketten, Licht lieferten Petroleumlampen. Im März 1947 schlossen sich die Bewohner der Siedlung zu einer „Interessengemeinschaft für die Elektrifizierung der Siedlung" zusammen. Zu Geschäftsführern der Interessenvertretung bestimmte die Gründungsversammlung Hans Einfeldt und Fritz Saal. Im §1 der Satzung wurde der Vereinszweck benannt: „Zum Zwecke der Errichtung eines elektrischen Ortsnetzes in der Siedlung Dassendorf und dessen Übereignung an die Schleswig-Holsteinische Stromversorgungs- A.G. schließen sich die Interessenten zu einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammen in engster Zusammenarbeit mit der Gemeindeverwaltung". Im Mai richtete die Gemeinde ein von Bürgermeister Ruggenstein unterzeichnetes Schreiben an die Kreisverwaltung: „Die Waldsiedlung ist als Notstandsgebiet zu betrachten, weil dort in den Wochenendlauben nach der Hamburger Katastrophe im Jahre 1943 die ausgebombten Hamburger ihren festen Wohnsitz nehmen mussten und noch die Ostflüchtlinge hinzukamen. Die Männer sind zum größten Teil noch in Hamburg beschäftigt und müssen daher bereits morgens um 4 Uhr aufstehen, weil sie um 5 Uhr mit der Postautobus zur Bahn fahren, um rechtzeitig an ihre Arbeitsstätte in Hamburg zu gelangen. Somit sind sie den größten Teil des Jahres nur im Dunkeln in der Waldsiedlung. Da in der Siedlung weder Gas noch elektrischer Strom vorhanden ist und die Petroleumzuteilung sowie Beschaffung von Carbid und Lampen unzureichend ist, ist es dringend notwendig, dieses Notstandsgebiet mit elektrischem Strom zu versorgen. Die Geldmittel sind bereits durch Zusammenschluss der Bewohner in einer Interessengemeinschaft beschafft. Ebenso ist eine Arbeitsgemeinschaft der Installateure vorhanden, die schon einen großen Teil der benötigten Materialien beschafft hat. Um aber diese Arbeiten ausführen zu können, fehlen uns vor allen Dingen 600 (sechshundert) Stück Lichtmäste bzw. als Ersatz dafür die erforderlichen Erdkabel. Es wird gebeten, der Gemeinde Dassendorf bei Beschaffung dieser Materialien behilflich zu sein. 

So reibungslos wie das Schreiben der Gemeinde die Angelegenheit skizzierte, lief die Elektrifizierung der Waldsiedlung nicht ab. Verhandlungen mit der Landes- und Militärregierung über die Beschaffung von Masten mussten geführt, mit der Schleswag eine Vereinbarung getroffen werden. Das Projekt erwies sich als teurer als ursprünglich geplant, so dass finanzielle Hilfe von Land und Kreis notwendig wurde. Die Arbeit erfolgte im Rahmen der Arbeitsbeschaffung. Unterbrechung gab es durch einen Rechtsstreit mit den Norddeutschen Kraftwerken AG in Lübeck, die Strafanzeige wegen Diebstahl erstatteten. Sie behaupteten, dass 1944 gelieferte Hochspannungsleitungen von den Waldsiedlern gestohlen worden seien. 

Im Januar 1948 wurde mit der Arbeit begonnen. Im Mai schrieb die Schleswag folgenden Brief an die Gemeinde: „Wir nehmen Bezug auf die in der angegebenen Anschlußsache geführten Besprechungen. Es herrschte Übereinstimmung darüber, dass der Anschluss der Siedlung mit größtem Nachdruck vorangetrieben werden soll. Wegen der Finanzierung wurde vereinbart, dass wir auf unsere Kosten die Hochspannungsleitungen, sowie die drei Umspannstationen mit Einrichtungen und den Transformatoren bauen. Die Interessengemeinschaft baut dagegen auf ihre Kosten das Ortsnetz und die Hausanschlüsse. Mit der Fertigstellung des Ortsnetzes und der Anschlüsse gehen diese Teile unentgeltlich in unser Eigentum und damit in unsere Unterhaltung über (vergleiche Stromlieferungsbedingungen). Wir bitten, uns dieses der Ordnung halber noch schriftlich zu bestätigen. Mit dem Bau der Transformatorenstationen wird jetzt begonnen. Dann haben wir weiter einen Waggon Masten für das Ortsnetz für Sie zugeteilt erhalten. Geben Sie uns bitte sofort Nachricht, sobald diese eintreffen. Wir werden dann gleich nach dort kommen, um die Inangriffnahme des Ortsnetzes in die Wege zu leiten". Aus Gemeindeunterlagen geht hervor, dass zwölf Facharbeiter und 20 Hilfsarbeiter zu dem Bautrupp gehörten. Die Hilfsarbeiter waren ausschließlich Bewohner der Waldsiedlung. Im Sommer 1949 wurde die Arbeit erfolgreich abgeschlossen. Es erschien in den Zeitungen die knappe dpd-Meldung: „Seit Montag wird die von 1250 Menschen bewohnte Waldsiedlung Dassendorf im Kreis Herzogtum Lauenburg mit Strom versorgt. Nachdem die Arbeiten am neuen Stromnetzes im Mai wegen finanzieller Schwierigkeiten vorübergehend eingestellt werden mussten, wurden die Arbeiten im Juni mit den Innen- und Außeninstallationen fortgesetzt. Die Baukosten für das Netz betragen rund 156 000 Mark, die zur Hälfte von den Siedlern aufgebracht wurden". Am 28. August 1949 feierte die Siedlung in der Waldschänke die Inbetriebnahme der elektrischen Beleuchtung. Im Januar 1950 beschloss die Interessenschaft, die Wegebeleuchtung aufzustellen.  

Die Vorgänge, die bei der Elektrifizierung des Ortsteils sichtbar werden, wiederholten sich bei weiteren gemeinsamen Projekten. Das Zusammenspiel der Bewohner der Waldsiedlung mit der Gemeindevertretung, und die Dassendorfer mit Kreis- und Landesbehörden war bestimmend für alle weiteren Maßnahmen. Die entscheidende Figur dieser Jahre war Alfred Otto, Bürgermeister zwischen 1948 und 1970, der selbst in der Waldsiedlung (Nienhegen) wohnte. Bis in die 50er Jahre hinein kursierte in den Behörden beim Kreis und Land die Idee, die Waldsiedlung „sterben zu lassen", die Wohnbesiedlung dort aufzuheben. Es gehört zu den Verdiensten Ottos, diesem Gedankengang entschieden entgegengetreten zu sein. Bewappnet mit der „normativen Kraft des Faktischen" konnte er sich als Fürsprecher der 1.500 Menschen, die dort wohnten, durchsetzen. 

In den fünfziger Jahren entwickelten sich die einzelnen Gebäude und Gründstücke in der Waldsiedlung recht unterschiedlich. Es gelang einigen Eigentümern, ihre Häuser umfangreich auszubauen oder sogar einen Neubau zu errichten. Einzelne Grundstücke wurden geteilt. Andere behielten dagegen ihren Charakter als Wochenendlaube. Die Straßen und Wege wurden notdürftig in Gemeinschaftsarbeit ausgebaut und verbessert. Die rechtliche Grundlage für Anträge von Neu- oder Umbaumaßnahmen war unklar. Aus formeller Sicht war das Gebiet immer noch eine Wochenendsiedlung, die aufgrund einer Verordnung von 1932 bestand. Seit dem Aufruf Karl Kaufmanns 1943 war das Gebiet jedoch ein Dauerwohngebiet geworden. Dieser Widerspruch musste geklärt werden, bevor sich die Siedlung weiter entwickeln konnte. 

1958 wurde das gesamte Gemeindegebiet Dassendorf zum Aufbaugebiet erklärt und über die Waldsiedlung (Sanierungsgebiet) eine auf zwei Jahre befristete allgemeine „Bausperre" verhängt. Die Behörden entwickelten darauf hin einen Aufbauplan, der 1960 mit einem Durchführungsplan von der Gemeindevertretung beschlossen wurde. Die Genehmigung des Aufbauplanes durch das Land Schleswig-Holstein am 9. Februar 1960 enthielt „Maßgaben", die vor der Erteilung von weiteren Baugenehmigungen zu erfüllen waren. Diese Maßgaben werfen ein Licht auf die Lage der Waldsiedlung um 1960.

Die wichtigste Maßgabe war die Anlegung einer zehn Meter breiten Brandschneise entlang der Grenze zum Sachsenwald sowie die Schaffung von zwei weiteren Löschwasserzisternen von je 60 m3 Fassungsvermögen im Nordteil der Waldsiedlung. Es sollte auch keine weitere Teilung der vorhandenen Grundstücke erfolgen. Das Land sprach sich deutlich gegen jede Verdichtung der Bebauung innerhalb der Waldsiedlung aus: „Die zukünftige Bebauung muss auf die Sanierung der vorhandenen Gebäude beschränkt bleiben". Darüber hinaus stellte das Land der Gemeinde anheim, Satzungen zu erlassen: „Es wird der Gemeinde dringend empfohlen, durch Erlass einer Satzung über Anliegerbeiträge und ggf. Beiträge nach dem Kommunalabgabegesetz alle Bewohner der Waldsiedlung zu den entstehenden Kosten (Erwerb, Herrichtung und Unterhaltung der Brandschneise, Herrichtung und Unterhaltung der Zisternen, Straßenbau in der Siedlung) heranzuziehen. Da alle Maßnahmen dem Schutze und Wohlergehen aller Bewohner dienen, ist die Heranziehung zu Anliegerleistungen unbedingt gerechtfertigt". Diese Planungsgrundlagen ermöglichten die Bautätigkeit der folgenden Jahre, als die Sanierung der Waldsiedlung fortgesetzt wurde. 

Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum war trotz der Bedenken der oberen Behörden aus Sicht der Gemeinde erforderlich. Bürgermeister Otto hielt in einem Strukturbericht 1961 die schwierige Lage fest: „Trotz Bereitstellung und Beschaffung von Baugelände zur Sanierung der unbeschreiblichen und menschenunwürdigen Elendsquartiere (baufällige Wohnlauben) stehen neben diversen Obdachlosen zur Zeit noch etwa 65 Familien mit 165 Personen (darunter 22 jungverheiratete Ehepaare) in der kleinen Gemeinde zur endgültigen Unterbringung". Neue Wohnbereiche waren bereits vor dem Baustopp in den Bereichen Südweg, Kreuzhornweg, Mittelweg und Stemmenkamp entstanden. Nach 1960 ging die Bebauung entlang dem Rotdornweg, Fasanenstieg, Bornweg und Am Wendel weiter. Diese Bebauung bedeutete eine Erweiterung des ursprünglichen Siedlungsgebietes in Richtung B-207. In dem Kerngebiet wurde die Sanierung nach 1960 fortgesetzt. Durch den Abriss von alten Wohnlauben sind dabei zahlreiche moderne Bungalows entstanden. Entgegen ursprünglichen Einwendungen des Landes gegen eine Bebauungsverdichtung wurde der Aufbauplan so aufgelockert, dass Grundstücke parzelliert werden konnten. Die neue Planung hielt der Flächennutzungsplan von 1976 fest. Dieses Planungswerk erwies jedoch bald als unzureichend, um weitere Ansiedlungswillige aus Hamburg aufnehmen zu können. 1982 beschloss die Gemeindevertretung eine Änderung des Flächennutzungsplans, die weitere zwanzig baufähige Grundstücke im Kernbereich vorsah. 

Die Waldsiedlung brauchte nach 1945 nicht nur strukturelle Maßnahmen im Wohnungsbereich, sondern auch Straßenbau und Versorgungseinrichtungen. Die Straßen in der Siedlung wurden schrittweise ausgebaut und befestigt, der Müssener Weg zum Beispiel im Jahre 1953. Bei der Erschließung der neuen Baugebiete in den fünfziger und sechziger Jahren wurden gleich moderne Straßen angelegt und Wassergenossenschaften gegründet. In den fünfziger Jahren entstand ebenfalls eine regelmäßige Müllabfuhr. Eine zentrale Abwasserleitung ließ sich nur mühsam verwirklichen. Im Durchführungsplan von 1960 bereits vorgesehen, war die Planung erst 1968 „baureif". Bei Straßenbaumaßnahmen wurden Abwasserleitungen verlegt, ohne dass man wusste, wohin das Abwasser eigentlich geleitet werden sollte. Die Schaffung einer eigenen Kläranlage wurde geplant, jedoch wegen der hohen Eigenkosten nicht durchgeführt. 1975 erklärte die Hansestadt Hamburg, sie sei bereit, das Abwasser abzunehmen. Darauf verhandelte die Gemeinde ein dreiviertel Jahr mit dem Abwasserverband der Lauenburger Bille- und Geestrandgemeinden um den „Durchleitungsvertrag". Am 16. September 1977 war das Pumpwerk in Dassendorf fertig, so dass das Abwasser durch das Verbandsgebiet nach Hamburg geleitet werden konnte. Etwa zwanzig Jahre später schuf die Gemeinde nach erbitterten internen Streitigkeiten eine zentrale Wasserversorgung. 

Entscheidend für die Wohnqualität in der Waldsiedlung war eine Besserung der schulischen Situation in der Gemeinde. Die alte Dorfschule war nach dem Krieg hoffnungslos überfüllt. 1953 erfolgte die Grundsteinlegung für den Schulneubau am Bornweg, also zwischen der bereits bestehenden Waldsiedlung und der Bundesstraße. 1983 besuchten 185 Schüler, davon 53 Hauptschüler, die Dassendorfer Schule. Im Bereich der Schule kamen später Sporthallen, ein Sportplatz und in den siebziger Jahren Tennisplätze dazu. Seit 1948 gibt es den Dassendorfer Sportverein, dessen Gründung überwiegend auf Bewohner der Waldsiedlung zurückzuführen ist. 
Zu dem sportlichen Angebot kamen später ein Reiterhof mit Reitponyverein und ein Golf Club dazu. Ebenfalls im Bereich der Waldsiedlung baute die evangelische Kirchengemeinde Brunstorf eine Kapelle mit Friedhof für Dassendorfer. Am 11. Dezember 1960 weihte die Kirchengemeinde die Versöhnungskirche am Bornweg ein. Fünf Jahre zuvor hatte die Gemeinde einen Neubau für ihre Verwaltung sowie für Lehrerwohnungen Am Wendel errichtet (heute: Polizei und Post). 

Zu den Versorgungseinrichtungen gehören auch kulturelle und soziale Institutionen. Im Jahre 1957 beschloss die Gemeinde, eine Leihbücherei in ihren Büroräumen an der Ecke Bornweg/Am Wendel einzurichten. Dazu kamen später die Volkshochschule (1972) und der Dassendorfer Kulturkreis, der seit der Eröffnung des Saales im neuen Verwaltungsgebäude im Jahre 1994 eine rege Tätigkeit entfaltet hat. 
Zu erwähnen ist auch die 1911 gegründete Freiwillige Feuerwehr, deren Gerätehaus im Dorf ist, in der aber durch zahlreiche Bewohner der Waldsiedlung nach 1945 aktiv waren – und sind. Des weiteren gibt es in der Gemeinde eine Chorgemeinschaft, einen Ortsverein des Deutschen Roten Kreuzes und der Arbeiterwohlfahrt.  

Die vorläufig letzte Stufe in der Entwicklung bzw. des Ausbaus der Waldsiedlung bildet das Neubaugebiet  um das neue Amts- und Gemeindegebäude. Direkt an der Kreuzung der B-207 und der Kreisstraßen nach Aumühle/Hohenhorn gelegen, umfasst das neue Viertel neben dem Verwaltungsgebäude den Hoffmann'schen Verbrauchermarkt, eine Zweigstelle der Kreissparkasse, eine Apotheke sowie Arztpraxen. Dazu gehören auch Reihenhäuser und weitere Wohnungsbauten. Aufgrund dieser Bebauung reicht die Besiedlung nunmehr bis an die Bundesstraße heran. 
Dadurch hat das ehemalige Gebiet für Wochenendlauben zum Teil einen kleinstädtischen Charakter bekommen. Die Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde Dassendorf zeigt nach oben. Die Waldsiedlung ist ein Gebiet mit einem hohen Wohnwert geworden. Am Wald gelegen und verkehrsgünstig, weist sie attraktive Angebote im sportlichen und kulturellen Bereich aus. Sie hat eine erstaunliche Entwicklung seit den Jahren nach dem Krieg zurückgelegt, als die Menschen in zu Notunterkünften umgebauten Wohnlauben lebten. 
Dass seit 1994 die Verwaltung für das Amt Hohe Elbgeest sich mit seinen acht Gemeinden auf einem Gebiet sich befindet, das vor 90 Jahren bloß ein Feld mitten im Nirgendwo war, mag als beredtes Symbol für den heutigen Stellenwert der Waldsiedlung gelten.

